
Gesetz über die freiwillige Gerichtsbarkeit 
Stand 31.08.2009 bzw. auch im Jahre 1900 

§ 1 

Für diejenigen Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, welche durch 
Reichsgesetz den Gerichten übertragen sind, gelten, soweit nicht ein anderes bestimmt 
ist, die nachstehenden allgemeinen Vorschriften. 

§ 2 

Die Gerichte haben sich Rechtshilfe zu leisten. Die §§ 158 bis 169 des 
Gerichtsverfassungsgesetzes finden Anwendung.  

Hinweis der Redaktion:  
Die in Bezug genommenen Vorschriften finden sich nun in §§ 156 bis 168 GVG. 
 
§ 3 

(1) Soweit für die örtliche Zuständigkeit der Gerichte der Wohnsitz eines Beteiligten 
maßgebend ist, bestimmt sich für Deutsche, die das Recht der Exterritorialität genießen, 
sowie für Beamte des Reichs oder eines Bundesstaats, die im Ausland angestellt sind, 
der Wohnsitz nach den Vorschriften des § 15 ( § 45) der Zivilprozeßordnung. 

(2) Ist der für den Wohnsitz einer Militärperson maßgebende Garnisonsort in mehrere 
Gerichtsbezirke geteilt, so wird der als Wohnsitz geltende Bezirk von der 
Landesjustizverwaltung durch allgemeine Anordnung bestimmt. 

-------------------------------- 

§ 15 ZPO 
Allgemeiner Gerichtsstand für exterritoriale Deutsche 

(1) Deutsche, die das Recht der Exterritorialität genießen, sowie die im Ausland beschäftigten 
deutschen Angehörigen des öffentlichen Dienstes behalten den Gerichtsstand ihres letzten 
inländischen Wohnsitzes. Wenn sie einen solchen Wohnsitz nicht hatten, haben sie ihren 
allgemeinen Gerichtsstand beim Amtsgericht Schöneberg in Berlin. 

--------------------------------- 

§ 4 

Unter mehreren zuständigen Gerichten gebührt demjenigen der Vorzug, welches zuerst in 
der Sache tätig geworden ist. 

§ 5 

(1) Besteht Streit oder Ungewißheit darüber, welches von mehreren Gerichten örtlich zuständig 
ist, so wird das zuständige Gericht durch das gemeinschaftliche obere Gericht und, falls dieses 
der Bundesgerichtshof ist, durch dasjenige Oberlandesgericht bestimmt, zu dessen Bezirk das 
zuerst mit der Sache befaßte Gericht gehört. Ist das zuständige Gericht in einem einzelnen Fall 
an der Ausübung des Richteramts rechtlich oder tatsächlich verhindert, so erfolgt die 
Bestimmung durch das ihm im Instanzenzug vorgeordnete Gericht. 



(2) Eine Anfechtung der Entscheidung findet nicht statt. 

§ 6 

(1) Ein Richter ist von der Ausübung des Richteramts kraft Gesetzes ausgeschlossen: 

 1.  in Sachen, in denen er selbst beteiligt ist oder in denen er zu einem Beteiligten in dem 
Verhältnis eines Mitberechtigten oder Mitverpflichteten steht; 

2.  in Sachen seines Ehegatten, auch wenn die Ehe nicht mehr besteht; 
2a. in Sachen seines Lebenspartners, auch wenn die Lebenspartnerschaft nicht mehr besteht; 

 3.  in Sachen einer Person, mit der er in gerader Linie oder im zweiten Grad der Seitenlinie 
verwandt oder verschwägert ist oder war; 

 4.  in Sachen, in denen er als Vertreter eines Beteiligten bestellt oder als gesetzlicher 
Vertreter eines solchen aufzutreten berechtigt ist. 

(2) Ein Richter kann sich der Ausübung seines Amtes wegen Befangenheit enthalten. (im 
Reichstext zusätzlich nachfolgend Satz) Die Ablehnung eines Richters bleibt ausgeschlossen. 

§ 7 

Gerichtliche Handlungen sind nicht aus dem Grund unwirksam, weil sie von einem örtlich 
unzuständigen Gericht oder von einem Richter vorgenommen sind, der von der Ausübung 
des Richteramts kraft Gesetzes ausgeschlossen ist. 

§ 8 

Auf das gerichtliche Verfahren finden die Vorschriften des Gerichtsverfassungsgesetzes über die 
Gerichtssprache, über die Sitzungspolizei und über die Beratung und Abstimmung entsprechende 
Anwendung, die Vorschriften über die Gerichtssprache mit den sich aus dem § 9 ergebenden 
Abweichungen. 

§ 9 

Der Zuziehung eines Dolmetschers bedarf es nicht, wenn der Richter der Sprache, in der sich die 
beteiligten Personen erklären, mächtig ist; die Beeidigung des Dolmetschers ist nicht 
erforderlich, wenn die beteiligten Personen darauf verzichten. Auf den Dolmetscher finden die 
Vorschriften des § 6 entsprechende Anwendung. 

§ 10 

Auf das gerichtliche Verfahren sind die Gerichtsferien ohne Einfluß. Die Bearbeitung von 
Vormundschaftssachen und die Nachlaßsachen kann während der Ferien unterbleiben, soweit 
das Bedürfnis einer Beschleunigung nicht vorhanden ist. 

 

(weggefallen) bei der BRD  

 
§ 11 

Anträge und Erklärungen können zu Protokoll der Geschäftsstelle des zuständigen Gerichts oder 
der Geschäftsstelle eines Amtsgerichts erfolgen. 



§ 12 

Das Gericht hat von Amts wegen die zur Feststellung der Tatsachen erforderlichen Ermittlungen 
zu veranstalten und die geeignet erscheinenden Beweise aufzunehmen. 

§ 13 
 
Die Betheiligten können mit Beiständen erscheinen. Sie können sich, soweit nicht das 
Gericht das persönliche Erscheinen anordnet, auch durch Bevollmächtigte vertreten 
lassen. Die Bevollmächtigten haben auf Anordnung des Gerichts oder auf Verlangen eines 
Betheiligten die Bevollmächtigung durch eine öffentlich beglaubigt Vollmacht 
nachzuweisen.   

Nachfolgend der BRD-Text mit § 13 und 13a 

(1) Soweit eine Vertretung durch Rechtsanwälte nicht geboten ist, können die Beteiligten das 
Verfahren selbst betreiben. 

(2) Die Beteiligten können sich durch einen Rechtsanwalt als Bevollmächtigten vertreten lassen. 
Darüber hinaus sind als Bevollmächtigte, soweit eine Vertretung durch Rechtsanwälte nicht 
geboten ist, vertretungsbefugt nur 

 1. 

Beschäftigte des Beteiligten oder eines mit ihm verbundenen Unternehmens (§ 15 des 
Aktiengesetzes); Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich 
der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse 
können sich auch durch Beschäftigte anderer Behörden oder juristischer Personen des 
öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben 
gebildeten Zusammenschlüsse vertreten lassen, 

 2. 

volljährige Familienangehörige (§ 15 der Abgabenordnung, § 11 des 
Lebenspartnerschaftsgesetzes), Personen mit Befähigung zum Richteramt und die 
Beteiligten, wenn die Vertretung nicht im Zusammenhang mit einer entgeltlichen Tätigkeit 
steht, 

3. Notare. 

(3) Das Gericht weist Bevollmächtigte, die nicht nach Maßgabe des Absatzes 2 
vertretungsbefugt sind, durch unanfechtbaren Beschluss zurück. Verfahrenshandlungen, die ein 
nicht vertretungsbefugter Bevollmächtigter bis zu seiner Zurückweisung vorgenommen hat, und 
Zustellungen oder Mitteilungen an diesen Bevollmächtigten sind wirksam. Das Gericht kann den 
in Absatz 2 Satz 2 Nr. 1 und 2 bezeichneten Bevollmächtigten durch unanfechtbaren Beschluss 
die weitere Vertretung untersagen, wenn sie nicht in der Lage sind, das Sach- und 
Streitverhältnis sachgerecht darzustellen. 

(4) Richter dürfen nicht als Bevollmächtigte vor dem Gericht auftreten, dem sie angehören. 
Absatz 3 Satz 1 und 2 gilt entsprechend. 

(5) Die Vollmacht ist schriftlich zu den Gerichtsakten einzureichen. Sie kann nachgereicht 
werden; hierfür kann das Gericht eine Frist bestimmen. Der Mangel der Vollmacht kann in jeder 
Lage des Verfahrens geltend gemacht werden. Das Gericht hat den Mangel der Vollmacht von 
Amts wegen zu berücksichtigen, wenn nicht als Bevollmächtigter ein Rechtsanwalt oder Notar 
auftritt. 

(6) Die Beteiligten können mit Beiständen erscheinen. Beistand kann sein, wer in Verfahren, in 
denen die Beteiligten das Verfahren selbst betreiben können, als Bevollmächtigter zur 



Vertretung befugt ist. Das Gericht kann andere Personen als Beistand zulassen, wenn dies 
sachdienlich ist und hierfür nach den Umständen des Einzelfalls ein Bedürfnis besteht. Absatz 3 
Satz 1 und 3 und Absatz 4 gelten entsprechend. Das von dem Beistand Vorgetragene gilt als von 
dem Beteiligten vorgebracht, soweit es nicht von diesem sofort widerrufen oder berichtigt wird. 

§ 13a 

(1) Sind an einer Angelegenheit mehrere Personen beteiligt, so kann das Gericht anordnen, daß 
die Kosten, die zur zweckentsprechenden Erledigung der Angelegenheit notwendig waren, von 
einem Beteiligten ganz oder teilweise zu erstatten sind, wenn dies der Billigkeit entspricht. Hat 
ein Beteiligter Kosten durch ein unbegründetes Rechtsmittel oder durch grobes Verschulden 
veranlaßt, so sind ihm die Kosten aufzuerlegen. 

(2) In Betreuungs- und Unterbringungssachen kann das Gericht die Auslagen des Betroffenen, 
soweit sie zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung notwendig waren, ganz oder teilweise der 
Staatskasse auferlegen, wenn eine Betreuungsmaßnahme nach den §§ 1896 bis 1908i des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs oder einer Unterbringungsmaßnahme nach § 70 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 
und 2 abgelehnt, als ungerechtfertigt aufgehoben, eingeschränkt oder das Verfahren ohne 
Entscheidung über eine Maßnahme beendet wird. Wird in den Fällen des Satzes 1 die Tätigkeit 
des Gerichts von einem am Verfahren nicht beteiligten Dritten veranlaßt und trifft diesen ein 
grobes Verschulden, so können ihm die Kosten des Verfahrens ganz oder teilweise auferlegt 
werden. Wird ein Antrag auf eine Unterbringungsmaßnahme nach § 70 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 
abgelehnt oder zurückgenommen und hat das Verfahren ergeben, daß für die zuständige 
Verwaltungsbehörde ein begründeter Anlaß, den Unterbringungsantrag zu stellen, nicht 
vorgelegen hat, so hat das Gericht die Auslagen des Betroffenen der Körperschaft, der die 
Verwaltungsbehörde angehört, aufzuerlegen. 

(3) Die Vorschriften des § 91 Abs. 1 Satz 2 und der §§ 103 bis 107 der Zivilprozeßordnung 
gelten entsprechend. 

(4) Unberührt bleiben bundesrechtliche Vorschriften, die die Kostenerstattung abweichend 
regeln. 

§ 14 

Die Vorschriften der Zivilprozeßordnung über das Armenrecht sowie die Vorschriften der §§ 34 
bis 36 der Rechtsanwaltordnung finden entsprechend Anwendung. 

Nachfolgend der BRD-Text 

Die Vorschriften der Zivilprozeßordnung über die Prozeßkostenhilfe finden entsprechende 
Anwendung. 

§ 15 

(1) Die Vorschriften der Zivilprozeßordnung über den Beweis durch Augenschein, über den 
Zeugenbeweis, über den Beweis durch Sachverständige und über das Verfahren bei der 
Abnahme von Eiden finden entsprechende Anwendung. Über die Beeidigung eines Zeugen oder 
Sachverständigen entscheidet jedoch, unbeschadet der §§ 393, 402 der Zivilprozeßordnung, das 
Ermessen des Gerichts. 

(2) Behufs der Glaubhaftmachung einer tatsächlichen Behauptung kann ein Beteiligter zur 
Versicherung an Eides Statt zugelassen werden. 



§ 16 

(1) Gerichtliche Verfügungen werden mit der Bekanntmachung an denjenigen, für welchen 
sie ihrem Inhalt nach bestimmt sind, wirksam. 

(2) Die Bekanntmachung erfolgt, wenn mit ihr der Lauf einer Frist beginnt, durch 
Zustellung nach den für die Zustellung von Amts wegen geltenden Vorschriften der 
Zivilprozeßordnung; durch die Landesjustizverwaltung kann jedoch für Zustellungen im 
Ausland eine einfachere Art der Zustellung angeordnet werden. In denjenigen Fällen, in welchen 
mit der Bekanntmachung nicht der Lauf einer Frist beginnt, soll in den Akten vermerkt werden, 
in welcher Weise, an welchem Ort und an welchem Tag die Bekanntmachung zur Ausführung 
gebracht ist; durch die Landesjustizverwaltung kann näher bestimmt werden, in welcher Weise 
in diesen Fällen die Bekanntmachung zur Ausführung gebracht werden soll. 

(3) Einem Anwesenden kann die Verfügung zu Protokoll bekanntgemacht werden. Auf 
Verlangen ist ihm eine Abschrift der Verfügung zu erteilen. 

 
 
Nachfolgend der BRD-Text  der im Reichstext nicht vorhanden ist 
 
§ 16a 

Die Anerkennung einer ausländischen Entscheidung ist ausgeschlossen: 

1. wenn die Gerichte des anderen Staates nach deutschem Recht nicht zuständig sind; 

 2. 
wenn einem Beteiligten, der sich zur Hauptsache nicht geäußert hat und sich hierauf beruft, 
das verfahrenseinleitende Schriftstück nicht ordnungsmäßig oder nicht so rechtzeitig 
mitgeteilt worden ist, daß er seine Rechte wahrnehmen konnte; 

 3. 
wenn die Entscheidung mit einer hier erlassenen oder anzuerkennenden früheren 
ausländischen Entscheidung oder wenn das ihr zugrunde liegende Verfahren mit einem 
früher hier rechtshängig gewordenen Verfahren unvereinbar ist; 

 4. 
wenn die Anerkennung der Entscheidung zu einem Ergebnis führt, das mit wesentlichen 
Grundsätzen des deutschen Rechts offensichtlich unvereinbar ist, insbesondere wenn die 
Anerkennung mit den Grundrechten unvereinbar ist. 

 
 
§ 17 

(1) Für die Berechnung der Fristen gelten die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs. 

(2) Fällt das Ende der Frist auf einen Sonntag, einen allgemeinen Feiertag oder einen Sonnabend, 
so endet die Frist mit dem Ablauf des nächsten Werktages. 

§ 18 

(1) Erachtet das Gericht eine von ihm erlassene Verfügung nachträglich für ungerechtfertigt, so 
ist es berechtigt, sie zu ändern; soweit eine Verfügung nur auf Antrag erlassen werden kann und 
der Antrag zurückgewiesen worden ist, darf die Änderung nur auf Antrag erfolgen. 

(2) Zu der Änderung einer Verfügung, die der sofortigen Beschwerde unterliegt, ist das Gericht 
nicht befugt. 



§ 19 

(1) Gegen die Verfügungen des Gerichts erster Instanz findet das Rechtsmittel der 
Beschwerde statt. 

(2) Über die Beschwerde entscheidet das Landgericht. 

§ 20 

(1) Die Beschwerde steht jedem zu, dessen Recht durch die Verfügung beeinträchtigt ist. 

(2) Soweit eine Verfügung nur auf Antrag erlassen werden kann und der Antrag 
zurückgewiesen worden ist, steht die Beschwerde nur dem Antragsteller zu. 

 
Nachfolgend der BRD-Text der im Reichsgesetz nicht vorhanden ist 
 
§ 20a 

(1) Die Anfechtung der Entscheidung über den Kostenpunkt ist unzulässig, wenn nicht gegen die 
Entscheidung in der Hauptsache ein Rechtsmittel eingelegt wird. Gegen die 
Auslagenentscheidung nach § 13a Abs. 2 findet jedoch die sofortige Beschwerde der 
Staatskasse, des Betroffenen, des Dritten oder der Körperschaft, deren Verwaltungsbehörde den 
Antrag auf eine Unterbringungsmaßnahme nach § 70 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 gestellt hat, statt, wenn 
der Wert des Beschwerdegegenstandes 100 Euro übersteigt. 

(2) Ist eine Entscheidung in der Hauptsache nicht ergangen, so findet gegen die Entscheidung 
über den Kostenpunkt die sofortige Beschwerde statt, wenn der Wert des 
Beschwerdegegenstandes 100 Euro übersteigt. 

 
§ 21 

(1) Die Beschwerde kann bei dem Gericht, dessen Verfügung angefochten wird, oder bei 
dem Beschwerdegericht eingelegt werden. 

(2) Die Einlegung erfolgt durch Einreichung einer Beschwerdeschrift oder durch Erklärung zu 
Protokoll der Geschäftsstelle desjenigen Gerichts, dessen Verfügung angefochten wird, oder der 
Geschäftsstelle des Beschwerdegerichts.  
 
Nachfolgend der BRD-Text der im Reichsgesetz nicht vorhanden ist 
 
Die Beschwerde kann auch entsprechend der Regelungen der Zivilprozessordnung betreffend die 
Übermittlung von Anträgen und Erklärungen als elektronisches Dokument eingelegt werden. 

(3) Die Bundesregierung und die Landesregierungen bestimmen für ihren Bereich durch 
Rechtsverordnung den Zeitpunkt, von dem an elektronische Dokumente bei den Gerichten 
eingereicht werden können, sowie die für die Bearbeitung der Dokumente geeignete Form. Die 
Landesregierungen können die Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf die 
Landesjustizverwaltungen übertragen. Die Zulassung der elektronischen Form kann auf einzelne 
Gerichte oder Verfahren beschränkt werden. 

 



 

§ 22 

(1) Die sofortige Beschwerde ist binnen einer Frist von zwei Wochen einzulegen. Die Frist 
beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem die Verfügung dem Beschwerdeführer 
bekanntgemacht worden ist. 

(2) Einem Beschwerdeführer, der ohne sein Verschulden verhindert war, die Frist 
einzuhalten, ist auf Antrag von dem Beschwerdegericht die Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand zu erteilen, wenn er die Beschwerde binnen zwei Wochen nach der 
Beseitigung des Hindernisses einlegt und die Tatsachen, welche die Wiedereinsetzung 
begründen, glaubhaft macht. Eine Versäumung der Frist, die in dem Verschulden eines 
Vertreters ihren Grund hat, wird als eine unverschuldete nicht angesehen. Gegen die 
Entscheidung über den Antrag findet die sofortige weitere Beschwerde statt. Nach dem 
Ablauf eines Jahres, von dem Ende der versäumten Frist an gerechnet, kann die 
Wiedereinsetzung nicht mehr beantragt werden. 

§ 23 

Die Beschwerde kann auf neue Tatsachen und Beweise gestützt werden. 

§ 24 

(1) Die Beschwerde hat nur dann aufschiebende Wirkung, wenn sie gegen eine Verfügung 
gerichtet ist, durch die ein Ordnungs- oder Zwangsmittel festgesetzt wird. Bei der 
Anordnung von Zwangshaft (§ 33 Abs. 1) hat die Beschwerde keine aufschiebende 
Wirkung. 

(2) Das Gericht, dessen Verfügung angefochten wird, kann anordnen, daß die Vollziehung 
auszusetzen ist. 

(3) Das Beschwerdegericht kann vor der Entscheidung eine einstweilige Anordnung 
erlassen; es kann insbesondere anordnen, daß die Vollziehung der angefochtenen 
Verfügung auszusetzen ist. 

§ 25 

Die Entscheidung des Beschwerdegerichts ist mit Gründen zu versehen. 

§ 26 

Die Entscheidung des Beschwerdegerichts wird in den Fällen, in welchen die sofortige weitere 
Beschwerde stattfindet, erst mit der Rechtskraft wirksam. Das Beschwerdegericht kann jedoch 
die sofortige Wirksamkeit der Entscheidung anordnen. 

§ 27 

(1) Gegen die Entscheidung des Beschwerdegerichts ist das Rechtsmittel der weiteren 
Beschwerde zulässig, wenn die Entscheidung auf einer Verletzung des Rechts beruht. Die 
Vorschriften der §§ 546, 547, 559, 561 der Zivilprozeßordnung finden entsprechende 
Anwendung. 

Erhard Lorenz
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(2) In den Fällen des § 20a Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 gilt Absatz 1 nur, wenn das Beschwerdegericht 
erstmals eine Entscheidung über den Kostenpunkt getroffen hat. 

§ 28 

(1) Über die weitere Beschwerde entscheidet das Oberlandesgericht. 

(2) Will das Oberlandesgericht bei der Auslegung einer reichsgesetzlichen Vorschrift, 
welche eine der im § 1 bezeichneten Angelegenheiten betrifft, von der auf weitere 
Beschwerde ergangenen Entscheidung eines anderen Oberlandesgerichts, falls aber über 
die Rechtsfrage bereits eine Entscheidung des Reichsgerichts -BRD-Text- 
Bundesgerichtshofs ergangen ist, von dieser abweichen, so hat es die weitere Beschwerde 
unter Begründung seiner Rechtsauffassung dem Reichsgericht -BRD-Text- 
Bundesgerichtshof vorzulegen. Der Beschluß über die Vorlegung ist dem 
Beschwerdeführer bekanntzumachen. 

(3) In den Fällen des Absatzes 2 entscheidet über die weitere Beschwerde das 
Reichsgerichts  -BRD-Text-  der Bundesgerichtshof. 

§ 29 

(1) Die weitere Beschwerde kann bei dem Gericht erster Instanz, bei dem Landgericht oder bei 
dem Oberlandesgericht eingelegt werden. Erfolgt die Einlegung durch Einreichung einer 
Beschwerdeschrift, so muß diese von einem Rechtsanwalt unterzeichnet sein. Der Zuziehung 
eines Rechtsanwalts bedarf es nicht, wenn die Beschwerde von einer Behörde oder von einem 
Notar eingelegt wird, der in der Angelegenheit für den Beschwerdeführer einen Antrag bei dem 
Gericht erster Instanz gestellt hat. 

(2) Soweit eine Verfügung der sofortigen Beschwerde unterliegt, findet auch gegen die 
Entscheidung des Beschwerdegerichts die sofortige weitere Beschwerde statt. 

(3) Das Gericht erster Instanz und das Landgericht sind nicht befugt, der weiteren 
Beschwerde abzuhelfen. 

(4) Im übrigen finden die Vorschriften über die Beschwerde entsprechende Anwendung. 

 
 
Nachfolgend der BRD-Text der im Reichsgesetz nicht vorhanden ist 
 
§ 29a 

(1) Auf die Rüge eines durch eine gerichtliche Entscheidung beschwerten Beteiligten ist das 
Verfahren fortzuführen, wenn 

 1. ein Rechtsmittel oder ein anderer Rechtsbehelf gegen die Entscheidung oder eine andere 
Abänderungsmöglichkeit nicht gegeben ist und 

 2. das Gericht den Anspruch dieses Beteiligten auf rechtliches Gehör in 
entscheidungserheblicher Weise verletzt hat. 

Gegen eine der Endentscheidung vorausgehende Entscheidung findet die Rüge nicht statt. 



(2) Die Rüge ist innerhalb von zwei Wochen nach Kenntnis von der Verletzung des rechtlichen 
Gehörs zu erheben; der Zeitpunkt der Kenntniserlangung ist glaubhaft zu machen. Nach Ablauf 
eines Jahres seit der Bekanntgabe der angegriffenen Entscheidung an diesen Beteiligten kann die 
Rüge nicht mehr erhoben werden. Formlos mitgeteilte Entscheidungen gelten mit dem dritten 
Tage nach Aufgabe zur Post als bekannt gegeben. Die Rüge ist schriftlich oder zu Protokoll der 
Geschäftsstelle bei dem Gericht zu erheben, dessen Entscheidung angegriffen wird. § 29 Abs. 1 
Satz 2 und 3 findet entsprechende Anwendung, soweit die Entscheidung eines 
Oberlandesgerichts angegriffen wird. Die Rüge muss die angegriffene Entscheidung bezeichnen 
und das Vorliegen der in Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 genannten Voraussetzungen darlegen. 

(3) Den übrigen Beteiligten ist, soweit erforderlich, Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

(4) Ist die Rüge nicht in der gesetzlichen Form oder Frist erhoben, so ist sie als unzulässig zu 
verwerfen. Ist die Rüge unbegründet, weist das Gericht sie zurück. Die Entscheidung ergeht 
durch unanfechtbaren Beschluss. Der Beschluss soll kurz begründet werden. 

(5) Ist die Rüge begründet, so hilft ihr das Gericht ab, indem es das Verfahren fortführt, soweit 
dies aufgrund der Rüge geboten ist. 

§ 30 

(1) Die Entscheidungen über Beschwerden erfolgen bei den Landgerichten durch eine 
Zivilkammer, bei den Oberlandesgerichten und bei dem Reichsgericht -BRD-Text- 
Bundesgerichtshof durch einen Zivilsenat. Ist bei einem Landgericht eine Kammer für 
Handelssachen gebildet, so tritt für Handelssachen diese Kammer an die Stelle der Zivilkammer. 
Entscheidet über die Beschwerde die Zivilkammer des Landgerichts, findet § 526 der 
Zivilprozessordnung entsprechende Anwendung. 

(2) Die Vorschriften des § 137 des Gerichtsverfassungsgesetzes finden entsprechende 
Anwendung.  

Hinweis der Redaktion:  
Die in Abs. 2 in Bezug genommenen Vorschriften finden sich nun in §§ 132, 138 GVG. 
 
 
§ 31 
 
Zeugnisse über die Rechtskraft einer Verfügung sind von der Geschäftsstelle des Gerichts 
erster Instanz zu erteilen.  
 
Nachfolgend der BRD-Text der im Reichsgesetz nicht vorhanden ist 
§ 48 des Internationalen Familienrechtsverfahrensgesetzes vom 26. Januar 2005 (BGBl. I S. 162) 
bleibt unberührt. 
 
§ 32 

Ist eine Verfügung, durch die jemand die Fähigkeit oder die Befugnis zur Vornahme eines 
Rechtsgeschäfts oder zur Entgegennahme einer Willenserklärung erlangt, ungerechtfertigt, 
so hat, sofern nicht die Verfügung wegen Mangels der sachlichen Zuständigkeit des 
Gerichts unwirksam ist, die Aufhebung der Verfügung auf die Wirksamkeit der 
inzwischen von ihm oder ihm gegenüber vorgenommenen Rechtsgeschäfte keinen Einfluß. 

 
 



 
§ 33 
 
Soll in den gesetzlich zugelassenen Fällen Jemand durch Ordnungsstrafen zur Befolgung 
einer gerichtlichen Anordnung angehalten werden, so muß der Festsetzung der Strafe eine 
Anordnung vorausgehen. Die einzelne Strafe darf den Betrag von dreihundert Mark nicht 
übersteigen.  
 
 
Nachfolgend der BRD-Text der im Reichsgesetz nicht vorhanden ist 

(1) Ist jemandem durch eine Verfügung des Gerichts die Verpflichtung auferlegt, eine 
Handlung vorzunehmen, die ausschließlich von seinem Willen abhängt, oder eine 
Handlung zu unterlassen oder die Vornahme einer Handlung zu dulden, so kann ihn das 
Gericht, soweit sich nicht aus dem Gesetz ein anderes ergibt, zur Befolgung seiner 
Anordnung durch Festsetzung von Zwangsgeld anhalten. Ist eine Person herauszugeben, 
kann das Gericht unabhängig von der Festsetzung eines Zwangsgeldes die Zwangshaft 
anordnen. Bei Festsetzung des Zwangsmittels sind dem Beteiligten zugleich die Kosten des 
Verfahrens aufzuerlegen. 

(2) Soll eine Sache oder eine Person herausgegeben oder eine Sache vorgelegt werden oder ist 
eine Anordnung ohne Gewalt nicht durchzuführen, so kann auf Grund einer besonderen 
Verfügung des Gerichts unabhängig von den gemäß Absatz 1 festgesetzten Zwangsmitteln auch 
Gewalt gebraucht werden. Eine Gewaltanwendung gegen ein Kind darf nicht zugelassen werden, 
wenn das Kind herausgegeben werden soll, um das Umgangsrecht auszuüben. Der 
Vollstreckungsbeamte ist befugt, erforderlichenfalls die Unterstützung der polizeilichen 
Vollzugsorgane nachzusuchen. Die Kosten fallen dem Verpflichteten zur Last. Wird die Sache 
oder die Person nicht vorgefunden, so kann das Gericht den Verpflichteten anhalten, eine 
eidesstattliche Versicherung über ihren Verbleib abzugeben. Der § 883 Abs. 2 bis 4, der § 900 
Abs. 1 und die §§ 901, 902, 904 bis 910, 913 der Zivilprozeßordnung sind entsprechend 
anzuwenden. 

(3) Das Zwangsgeld (Absatz 1) muß, bevor es festgesetzt wird, angedroht werden. Das einzelne 
Zwangsgeld darf den Betrag von fünfundzwanzigtausend Euro nicht übersteigen. Die 
Festsetzung der Zwangshaft (Absatz 1) soll angedroht werden, wenn nicht die Durchsetzung der 
gerichtlichen Anordnung besonders eilbedürftig ist oder die Befürchtung besteht, daß die 
Vollziehung der Haft vereitelt wird. Die besondere Eilbedürftigkeit ist namentlich dann 
anzunehmen, wenn andernfalls die Anordnung im Ausland vollstreckt werden müßte. Für den 
Vollzug der Haft gelten die §§ 901, 904 bis 906, 909 Abs. 1 und 2, §§ 910, 913 der 
Zivilprozeßordnung entsprechend. Die besondere Verfügung (Absatz 2) soll in der Regel, bevor 
sie erlassen wird, angedroht werden.  

 
Hinweis der Redaktion:  
Hierzu Entscheidungsformel des Urteils des Bundesverfassungsgerichts vom 1.4.2008 - 1 BvR 1620/04 - 
(BGBl. I S. 796):  

§ 33 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 3 FGG sind verfassungskonform dahingehend auszulegen, dass eine 
zwangsweise Durchsetzung der Umgangspflicht eines den Umgang mit seinem Kind verweigernden 
Elternteils zu unterbleiben hat, es sei denn, es gibt im konkreten Einzelfall hinreichende Anhaltspunkte, 
die darauf schließen lassen, dass ein erzwungener Umgang dem Kindeswohl dienen wird.  

 
 
 



 
§ 34 

(1) Die Einsicht der Gerichtsakten kann jedem insoweit gestattet werden, als 
er ein berechtigtes Interesse glaubhaft macht. Das gleiche gilt von der 
Erteilung einer Abschrift; die Abschrift ist auf Verlangen von der 
Geschäftsstelle zu beglaubigen. 

Nachfolgend der BRD-Text der im Reichsgesetz nicht vorhanden ist 

(2) Die Einsicht der Akten und die Erteilung von Abschriften ist insoweit zu versagen, als § 1758 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs entgegensteht. 

-------------------------------- 

§ 1758 
Offenbarungs- und Ausforschungsverbot 

(1) Tatsachen, die geeignet sind, die Annahme und ihre Umstände aufzudecken, dürfen ohne 
Zustimmung des Annehmenden und des Kindes nicht offenbart oder ausgeforscht werden, es sei 
denn, dass besondere Gründe des öffentlichen Interesses dies erfordern. 

(2) Absatz 1 gilt sinngemäß, wenn die nach § 1747 erforderliche Einwilligung erteilt ist. Das 
Familiengericht kann anordnen, dass die Wirkungen des Absatzes 1 eintreten, wenn ein Antrag 
auf Ersetzung der Einwilligung eines Elternteils gestellt worden ist. 

----------------------------- 

 


